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Zur Feststellung von Betreuungsbedürftigkeit
Nach dem neuen § 280 Abs. 1 FamFG kommen als Sachverständige im Betreuungsverfahren nur noch Ärzte infrage, wäh-
rend es bisher der Gesetzgeber bewusst offengelassen hatte, welcher Profession der Sachverständige angehören soll. Im 
vorliegenden Beitrag wird zunächst die Kritik an der einseitig medizinisch orientierten Begutachtung zusammengefasst. 
Die an Krankheitsdiagnosen geknüpften Erwartungen bei der Ermittlung der Voraussetzungen für eine Betreuung sind 
wissenschaftlich fragwürdig und lassen die eigentlich zentrale Frage nach dem Betreuungsbedarf und alternativen Un-
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den gerichtsüblichen Anforderungen an die Qualität eines Sachverständigengutachtens zu entsprechen vermag. Die 
Beteiligung eines Arztes als Sachverständigen im Betreuungsverfahren verliert dann an Bedeutung, wenn die in § 1896 
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cases. The author summarizes the critique on a narrow medical perspective: expectations on diagnostic assessments to assess 
the need for guardianship are questionable and neglect the central questions on the need for care and alternative options for 
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Wolf Crefeld

Zur Feststellung von Betreuungsbedürftigkeit

Beiträge

Welche fachwissenschaflichen Kompetenzen sind bei einem 
Sachverständigen erforderlich, der zur Frage der Notwendigkeit 
einer rechtlichen Betreuung Stellung nehmen soll? Während 
im bisher geltenden § 68 b FGG der Gesetzgeber diese Frage 
bewusst offengelassen hatte, schreibt jetzt § 280 Abs. 1 FamFG 
das Gutachten eines Arztes mit Erfahrungen auf dem Gebiet 
der Psychiatrie vor. Diese neue Norm wirft Fragen auf: Wie 
wichtig ist medizinische Differenzialdiagnostik für die betreu-
ungsgerichtliche Entscheidung? Kann dem Erforderlichkeits-
grundsatz überhaupt angemessen entsprochen werden, wenn 
in der gerichtlichen Praxis die Frage, welche Krankheit oder 
Behinderung besteht, an den Anfang der Ermittlungen gestellt 
wird? Kritiker fordern seit Langem eine diagnostische Neu-
orientierung und stellen damit auch die Dominanz medizini-
scher Sichtweisen im Betreuungsverfahren infrage. Ihnen zu-
folge ist im Betreuungsverfahren vor allem sozialdiagnostische 
Kompetenz gefordert.

Diagnostische Neuorientierung 
auf die Lebensumstände

Während der Vorbereitungsarbeiten am Entwurf des Betreu-
ungsgesetzes legte Werner Mende, damals Professor der foren-
sischen Psychiatrie an der Universität München, im Auftrag 
des Bundesjustizministeriums ein Gutachten vor. Darin kriti-
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sierte er die herrschende Begutachtungspraxis in Entmündi-
gungsverfahren. Denn im Mittelpunkt der Begutachtung 
müsse die Feststellung der Art und des Umfangs von Betreu-
ungsbedürftigkeit in einem auf die individuellen Bedürfnisse 
des Betroffenen abgestellten Begutachtungsverfahren stehen. 
Es komme weniger auf eine differenzierte diagnostische Zu-
ordnung an, denn sehr unterschiedliche psychische Störungen 
könnten eine Betreuung notwendig machen. Wichtiger sei die 
Feststellung des Ausmaßes der Störungen und der Art und des 
Umfangs der zu besorgenden Angelegenheiten. Dazu sei »mehr-
dimensionale Diagnostik«, die soziale Aspekte einbeziehe, ge-
boten. Als Fazit forderte Mende zur Feststellung eines Betreu-
ungsbedürfnisses eine »Neuorientierung in diagnostischer 
Hinsicht«. Die psychiatrische Diagnose für sich allein sei nicht 
geeignet, die Notwendigkeit einer Beschränkung der Selbstbe-
stimmung eines Menschen zu begründen (Mende 1983, 
1985). Ähnlich äußerte sich der Tübinger Jugendpsychiater 
Reinhart Lempp, ein angesehener Lehrbuchautor für forensi-
sche Psychiatrie. Er nannte auf einer Tagung zur Vorbereitung 
des Betreuungsgesetzes die Krankheitsdiagnose überhaupt un-
geeignet, weil die Lebensumstände für das Vorhandensein eines 
tatsächlichen Betreuungsbedürfnisses viel entscheidender seien 
(Lempp 1986, S. 8).

Im Hinblick auf den Subsidiaritätsgrundsatz des Betreuungs-
rechts, wonach andere Hilfen Vorrang vor der Bestellung eines 
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131Betreuers haben, wurde damals gefordert, dass die Anregung 
einer zivilrechtlichen Betreuung zunächst Anlass zu einer um-
fassenden Abklärung des Hilfe- und Unterstützungsbedarfs im 
Einzelfall werden sollte. Nur soweit die dann als notwendig 
erkannten Hilfen darüber hinaus auch die Mitwirkung eines 
rechtlichen Vertreters erfordern, solle dann ein Betreuer bestellt 
werden (Crefeld 1984, 1990).

Im Anbetracht der geforderten diagnostischen Neuorientierung 
in Richtung einer mehrdimensionalen Diagnostik gingen da-
mals verschiedene Diskussionsbeiträge davon aus, dass für eine 
solche Diagnostik künftig auch nicht-ärztliche Sachverständi-
ge heranzuziehen seien. Als Beruf, der für die auf die Lebensum-
stände fokussierte Begutachtung geeignet erschien, wurde 
damals unter der Voraussetzung einer entsprechenden Weiter-
qualifikation der Sozialarbeiterberuf angesprochen (Oberlos-
kamp et al. 1992; Crefeld 1993; vgl. Oberloskamp 2004). 
Dementsprechend war im Teilentwurf des Betreuungsgesetzes 
von 1987 die Formulierung vorgesehen, dass das Gutachten 
eines Sachverständigen sich »auf die medizinischen, psycholo-
gischen und sozialen Gesichtspunkte der Notwendigkeit der 
Betreuung« zu erstrecken habe. Die Begründung nahm aus-
drücklich Bezug auf die bisherige Reformdiskussion, wonach 
es »in erster Linie« auf den Ausprägungsgrad der Krankheit 
oder Behinderung ankomme und auf deren Auswirkungen auf 
die Fähigkeiten des Betroffenen, seine Angelegenheiten zu be-
sorgen. Auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung von 1989 
blieb auf dieser Linie. In der Begründung wurde hervorgeho-
ben, dass die Qualifikation des Sachverständigen ungeregelt 
bleibe, weil sie davon abhänge, welcher Art die Behinderung 
des Betroffenen sei. Der Entwurf stelle in § 1896 Abs. 1 S. 1 
BGB klar, dass ein Gutachten zur Notwendigkeit der Betreuung 
einzuholen sei. Neben medizinischen könnten auch psycholo-
gische und soziale Gesichtspunkte Gegenstand von Gutachten 
sein. Das Gutachten werde auch das soziale Umfeld einbezie-
hen und untersuchen müssen. Die gesamte Situation des Be-
troffenen sei zu berücksichtigen (Bundestags-Drucksache 
11/4528, S. 172).

Krankheitsdiagnosen statt Feststellung 
von Betreuungsbedürftigkeit

Nach dem Inkrafttreten des Betreuungsgesetzes fand die Dis-
kussion um eine diagnostische Neuorientierung und die He-
ranziehung auch nichtärztlicher Gutachter rasch ein Ende. Aus 
rechtswissenschaftlicher Sicht wurde zwar betont, dass der fest-
zustellende Betreuungsbedarf für eine Betreuungsentscheidung 
maßgebend sei. »Nicht die Normabweichung als solche, son-
dern der tatsächliche Umfang und die Bedeutung der rege-
lungsbedürftigen Angelegenheiten vermögen folglich die ob-
jektive Erforderlichkeit der Betreuung zu begründen.« (Bauer 
in HK-BUR § 1896 BGB Rz. 137) »Die Entscheidung, ob 
und wenn ja, mit welchem Aufgabenkreis ein Betreuer bestellt 
wird, hängt von dem konkreten Betreuungsbedarf des Betrof-
fenen in seiner gegenwärtigen Lebenssituation ab.« (Bienwald 
1999 § 1896 BGB Rz. 79) Oberloskamp (1998) hat einen 
Überblick über die Kommentierungen dieser Vorschrift gege-
ben.

Dem entgegen setzte die Rechtsprechung weiter auf die für das 
Entmündigungsverfahren entwickelte Norm: Das Gutachten 
nach § 68 b FGG könne grundsätzlich nur durch einen Arzt 

für Psychiatrie erstellt werden (BayObLG 3Z BR 112/92, Bt-
Prax 1/1993, S. 30 f.). Nach § 1896 Abs. 1 BGB sei zunächst 
ein medizinischer Befund erforderlich, um das Vorliegen einer 
psychischen Krankheit oder Behinderung festzustellen. Dann 
sei festzustellen, ob die betroffene Person ihre Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht besorgen könne und dass dies die 
Folge der Krankheit oder Behinderung sei (BayObLG 3Z BR 
83/93, BtPrax 6/1993, S. 208 f.). Im Kommentar von Bienwald 
wurden dementsprechend die Voraussetzungen für eine Be-
treuung »zweigliedrig« genannt.

Vergeblich wurde dem entgegengehalten: »Gegenstand des 
Verfahrens ist nicht die Krankheit oder Behinderung einer 
Person ... Gegenstand ist vielmehr ihre (wenigstens partielle) 
Unfähigkeit, mit den rechtsgeschäftlichen Anforderungen des 
Alltags durchschnittlich gut fertig zu werden. Zur Beantwor-
tung der Frage, ob diese Fähigkeit vorhanden ist, ist es nicht 
nötig, Krankheit oder Behinderung mit 100%iger Genauigkeit 
zu diagnostizieren. Es genügt, dass ein pathologisches Phäno-
men vorliegt, damit nicht andere Ursachen (Eigenwilligkeit, 
Halsstarrigkeit, Dickschädeligkeit, Bösartigkeit, Faulheit, An-
alphabetismus) vorgeschoben werden.« (Oberloskamp 1998, 
2004) Dennoch praktizierte die Rechtsprechung entgegen den 
Vorstellungen des Gesetzgebers die Auffassung: keine Anord-
nung einer Betreuung bei psychischen Störungen ohne ein 
ärztliches Gutachten.

Von der geforderten diagnostischen Neuorientierung und einer 
mehrdimensionalen Diagnostik, welche den Lebensalltag des 
betroffenen Menschen untersucht und mögliche Alternativen 
der Unterstützung benennt, ist in der Regel in der vorherr-
schenden Begutachtungspraxis wenig zu bemerken.1 Die Gut-
achten bieten wie zu Zeiten des Entmündigungsrechts auf der 
Basis einer psychiatrisch-neurologischen Untersuchung vor 
allem eine medizinische Diagnose. Untersuchungen zur Betreu-
ungsbedürftigkeit finden in aller Regel nicht statt, stattdessen 
wird zur Frage der Betreuungsnotwendigkeit auf die Schwere 
oder Dauer der Erkrankung verwiesen.

Rechtliche Betreuung als 
therapeutische Maßnahme?

Die Erforderlichkeit der Betreuung wird vor allem unter ärzt-
lich-pragmatischen Gesichtspunkten beurteilt: Tatsächlich 
benötigen ja insbesondere chronisch psychotisch beeinträch-
tigte Menschen oft Unterstützung bei der Bewältigung der 
Angelegenheiten ihres Lebensalltags (empirisch fundierte Dar-
stellungen findet man z. B. bei Melchinger 1998 und Obert 
2001). Da aber die dafür vorgesehenen soziotherapeutischen 
Leistungen nach § 37 a SGB V vielerorts nicht verfügbar sind, 
plädieren die Gutachter aus ärztlicher Fürsorge für eine recht-
liche Betreuung. Betreuung dient hier als Ersatz für fehlende 
mobile ambulante Dienste, wie sie schon von den Sachverstän-
digen der Psychiatrie-Enquete des Deutschen Bundestages im 
Jahr 1975 gefordert worden sind.

1 Meine Kenntnisse beziehe ich aus unsystematisch zur Kenntnis erhaltenen 
Gutachten. Eine valide empirische Untersuchung zur Qualität heutiger Be-
treuungsgutachten existiert meines Wissens bisher nicht. Dies wäre eine wich-
tige Aufgabe im Rahmen einer von den Landesjustizbehörden finanzierten 
Studie oder einer Dissertation bzw. Masterthesis.
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132 In anderen Fällen wird Betreuung in der klinischen Alltagsrou-
tine ganz einfach als Instrument benutzt, um ärztliche Behand-
lungsziele gegen die kranke Person durchzusetzen. Betreuung 
dient hier nicht dem Schutz der Menschenwürde, sondern als 
Legitimationsinstrument für Behandlungsmaßnahmen gegen 
den Willen des Kranken. Als Begründung werden dazu psycho-
pathologische Befunde und eine Krankheitsdiagnose genannt 
und auf die »krankheitsbedingte Uneinsichtigkeit« verwiesen. 
Wie oft Betreuung allein für institutionelle Bedürfnisse von 
Krankenhäusern, Heimen, Sozialleistungsträgern, Behörden usw. 
instrumentalisiert wird (Halfen 2004), bleibt bei einer rein 
medizinischen Betrachtungsweise unerkannt.

Die ärztlichen Gutachter leisten mit ihren Gutachten das, was 
ihrem ärztlichen Berufsverständnis entspricht: Sie legen medi-
zinische Befunde vor, um ihre Krankheitsdiagnose und damit 
dann auch Betreuung als im konkreten Fall notwendigen Teil 
der Behandlung zu begründen. Betreuung als ein besonderes 
Instrument der ärztlichen Behandlung erscheint dann notwen-
dig, wenn der Kranke aus ärztlicher Perspektive als weiterhin 
unterstützungsbedürftig oder krankheitsuneinsichtig angesehen 
wird. Diese fürsorgliche Haltung entspricht der ärztlichen So-
zialisation. Der moderne Arzt verstehe sich vor allem als »Meis-
ter der akuten Krankheiten«, hat der Internist und Philosoph 
Fritz Hartmann, Gründungsrektor der Medizinischen Hoch-
schule Hannover, formuliert (Hartmann 1984). Diesem 
ärztlichen Selbstverständnis entspricht, einen Kranken zu hei-
len. Die Abklärung, wie der Kranke außerhalb seiner Behand-
lung mit den Angelegenheiten seines Lebensalltags zurecht-
kommt, gilt dagegen nicht als Aufgabe ärztlicher Diagnostik. 
Dementsprechend hat die ärztliche Wissenschaft für solche 
Fragestellungen auch keine geeignete diagnostische Methodik 
entwickelt, sodass der nicht speziell forensisch qualifizierte Arzt 
auf die ihm bekannte Diagnoseroutine zurückgreifen muss. 
Dementsprechend gehört es auch nicht zur ärztlichen Quali-
fikation, geeignete Hilfemöglichkeiten zur Bewältigung der 
Angelegenheiten des Kranken zu kennen und zu veranlassen. 
Zudem verfügen Ärzte in Kliniken und eigenen Praxen heut-
zutage kaum über Kenntnisse, wie der Lebensalltag ihrer Pati-
enten aussieht und wie diese darin zurechtkommen. Mancher 
im Krankenhaus verwirrte Mensch kann in seiner gewohnten 
Umgebung erstaunlich gut zurechtkommen. Ausnahmen von 
dieser Regel kann man in gemeindepsychiatrischen Diensten und 
manchen Rehabilitationsdiensten antreffen, in denen Sozial-
arbeiter Hausbesuche machen, um die Probleme der Bewälti-
gung von Angelegenheiten des Alltags abzuklären und entspre-
chende Hilfen zu vermitteln.

Kann man zugleich krank und nicht-krank sein?

Mitunter drängt sich der Eindruck auf, dass die Justiz den 
informationellen Wert medizinischer Diagnosen für gerichtli-
che Entscheidungen überschätzt. Da vagabundieren anschei-
nend noch Vorstellungen, als sei eine diagnostizierte Krankheit 
eine Art Naturgebilde, das sich durch eine bestimmte Ursache 
auszeichne, abgelöst vom einzelnen Menschen ärztlich zu er-
kennen und zu therapieren sei und mit bestimmten rechtlich 
relevanten Folgen einhergehe. Ein solches ontologisches Krank-
heitsverständnis, das im 18. Jahrhundert entstand und noch 
in der Mitte des 20. Jahrhunderts in der damals im internatio-
nalen Vergleich rückständigen Psychiatrie in Deutschland ge-
pflegt wurde, hat die moderne Medizin längst durch ein we-

sentlich komplexeres und differenzierteres Krankheitsverständ-
nis ersetzt (Hartmann 1972; Degkwitz et al. 1981; vgl. 
Crefeld 1986). Dementsprechend existieren heute in der 
Medizin verschiedene diagnostische Systeme. Es handelt sich um 
nichts anderes als pragmatisch motivierte Konstrukte für die 
jeweils mit ihnen verfolgten Zwecke. Eines dieser Konstrukte 
ist das diagnostische System der Internationalen Krankheiten-
klassifikation (ICD-10/»International Statistical Classification 
of Diseases and Related Health Problems«). Sie dient heute vor 
allem epidemiologischen Zwecken sowie in einer modifizierten 
Form zur Begründung von Leistungsansprüchen gegenüber 
Krankenkassen (§§ 295 und 301 SGB V). Sie ist daher jedem 
Klinikarzt bekannt, der sich dann auch für seine Gutachten 
daran orientiert.

Die psychiatrischen ICD-Diagnosen bezeichnen ausdrücklich 
»Störungen«. Sie kennzeichnen Typen abweichender Verhaltens- 
und Erlebensweisen, die jeweils mit unterschiedlichen Entste-
hungsbedingungen, Prognosen und Folgen für den Lebensall-
tag der betroffenen Person einhergehen können. Die Zuordnung 
eines Falles zu einem der in der ICD-10 aufgeführten psychi-
atrischen Störungsbilder berechtigt noch nicht, die betroffene 
Person als krank zu bezeichnen. »Hierzu sind Außenkriterien 
aus dem subjektiven, sozialen, juristischen oder finanziellen 
etc. Raum erforderlich.« (Degkwitz et al. 1981) Die Bewer-
tung als Krankheit hängt von der jeweiligen Fragestellung ab, 
sodass Rudolf Degkwitz, seinerzeit Professor der Psychiatrie in 
Freiburg/B, formulieren konnte: Man kann gleichzeitig krank 
und nicht-krank sein (Degkwitz 1985, S. 23). Wer zum Bei-
spiel nach einer Vorschrift des SGB V als »krank« gilt, ist nicht 
zwangsläufig im strafrechtlichen Sinne krank usw. Dies wird 
auch gesundheitswissenschaftlich heute so gesehen: Die Be-
wertung, ob ein Zustand oder Verhalten im Einzelfall als Krank-
heit zu bewerten ist, hängt von verschiedenen, im Ergebnis 
u. U. divergierenden Bezugssystemen ab (vgl. Schwartz et al. 
1998, S. 8). Bei der Bewertung eines Zustandes als Krankheit 
kommt es auf die je nach Fragestellung relevanten Außenkri-
terien an, und die Bewertung hängt somit nicht allein von 
medizinischer Expertise ab. Auch die Sozialversicherungen 
behalten sich im Einzelfall vor, dem Urteil des Arztes nicht zu 
folgen, wenn zu entscheiden ist, ob eine Krankheit im Sinne 
einer Vorschrift des SGB besteht.

Insbesondere über die Entstehung und zum Therapie- und 
Hilfebedarf besagen ICD-orientierte Diagnosen im Einzelfall 
wenig, teilweise gar nichts. Beispielhaft sei der renommierte 
Schweizer Psychosenforscher Luc Ciompi zitiert: Hinsichtlich 
der Behandlung der Patienten komme es »nicht auf die Diag-
nose an, was geschieht, sondern es kommt auf die Umstände 
an«. In der forensischen Psychiatrie sieht man die Krankheits-
diagnose allenfalls als eine nur unzulängliche Chiffre für Be-
finden und Zustand. So wird in dem Handbuch zur psychi-
atrischen Begutachtung von Venzlaff und Foerster betont, dass 
beide heute gültigen psychiatrischen Klassifikationssysteme 
psychischer Störungen (ICD-10 und DSM-IV) »nicht primär 
für forensisch-psychiatrische Fragen und nicht für die Rechts-
anwendung entwickelt« wurden (Foerster & Winckler 
2004, S. 26). Ebenso rechtfertigt die Feststellung einer be-
stimmten Störung nach ICD-10 allein noch keine Aussage 
hinsichtlich der Willensfreiheit der betroffenen Person.

Crefeld: Zur Feststellung von Betreuungsbedürftigkeit R & P (2009) 27: 130 – 134



133Alternative diagnostische Konzepte

Die ICD-10 ist ein Teil der Familie der internationalen ge-
sundheitsrelevanten Klassifikationssysteme. Als ein anderes 
diagnostisches System ist insbesondere die ICF (»International 
Classification for Functioning, Disability and Health«) zu nen-
nen. Mit ihr werden vor allem die persönlichen und sozialen 
Auswirkungen einer gesundheitlichen Störung erfasst. Daneben 
hat die Pflegewissenschaft als Basis für die Diagnostik des in-
dividuellen Pflegebedarfs das Konzept der AEDL entwickelt, 
der Aktivitäten und existenziellen Erfahrungen des Lebens. 
Beide Diagnosesysteme nehmen immerhin Fähigkeitsdefizite 
im Lebensalltag der betroffenen Person in den Blick, insofern 
können sie in Bezug auf einen Betreuungsbedarf immer noch 
mehr aussagen als die Diagnosen nach der ICD.

Weiterreichender hinsichtlich der Probleme der Alltagsbewäl-
tigung als diese rehabilitations- bzw. pflegewissenschaftlichen 
Ansätze sind die Konzepte der Sozialen Diagnose. Ihre Ur-
sprünge gehen auf die amerikanische Sozialarbeiterin Mary 
Richmond zurück, die 1917 unter dem Begriff Social Diagno-
sis Grundlagen für ein diagnostisches Konzept der Sozialen 
Arbeit entwickelte. Ziel dieser Diagnostik sei, »das Leben der 
Menschen gesünder, besser, inhaltsreicher zu machen«, wie die 
deutsche Pionierin der Sozialen Diagnose Alice Salomon for-
muliert hat (Müller 2005). Insbesondere an den Schools of 
Social Work der amerikanischen Universitäten entwickelte man 
daraus die wissenschaftlichen Grundlagen professioneller so-
zialer Interventionen für die unterschiedlichsten Lebensprob-
leme.

Soziale Diagnostik ist Teil einer wissenschaftlich fundierten 
Interventionslehre der Sozialen Arbeit. Sie erfasst in einem 
dialogischen lebenswelt- und alltagsbezogenen Prozess, wie die 
betroffene Person in ihrem jeweiligen sozialen Kontext mit den 
Anforderungen ihres Alltags (Wohnung, Gesundheit, wirt-
schaftliche Existenzsicherung, soziale Teilhabe usw.) zurecht-
kommt und welche persönlichen und sozialen Ressourcen im 
Falle eines Unterstützungsbedarfs dafür verfügbar zu machen 
sind (vgl. Gahleitner 2008; Pantucek 2006). Insofern ist 
die Methodik der Sozialdiagnostik zur fachlich qualifizierten 
Einschätzung von Betreuungsbedürfnissen in komplexen Le-
benslagen sicher geeigneter als die Krankheitsdiagnostik.

Eine besondere Bedeutung für die Anwendung des Betreu-
ungsrechts erhält die Sozialdiagnostik aber auch dadurch, dass 
auf ihrer Basis eine fachlich fundierte Praxis der rechtlichen 
Betreuungsarbeit entwickelt werden kann (vgl. Roder 2004). 
Sozialgutachten mit einer entsprechenden fachlichen Fundie-
rung können daher zugleich die Grundlage schaffen für die 
erste Phase einer Betreuungsplanung, wie sie im Gesetz (§ 1901 
Abs. 4 BGB) angesprochen wird.

Unterstützung vor Vertretung

Nach Artikel 12 der im März 2009 verbindlich gewordenen 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-
derung genießen diese in allen Lebensbereichen gleichberechtigt 
Rechts- und Handlungsfähigkeit. Zur Ausübung ihrer rechtlichen 
Handlungsfähigkeit benötigen sie aber u. U. Unterstützung. 
Diese Assistenz hat Vorrang vor Vertretungsregelungen, die 
eine Einschränkung der Handlungsfähigkeit zur Folge haben. 

Als Konsequenz daraus sollten vor einer betreuungsgerichtli-
chen Vertretungsregelung zunächst alle Möglichkeiten der 
Unterstützung geprüft werden. In der derzeitigen Anwendungs-
praxis wird dagegen einer fachkompetenten Prüfung der Un-
terstützungsmöglichkeiten nur geringe Aufmerksamkeit ge-
widmet, stattdessen steht die Feststellung einer Krankheit oder 
Behinderung im Zentrum des Interesses, obwohl eben diese 
bereits durch frühere ärztliche Untersuchungen längst geklärt 
sein dürfte. Stattdessen sollte, wenn bei einer Person mit Be-
hinderung Unterstützungsbedarf zur Bewältigung ihrer Ange-
legenheit anzunehmen ist, Gegenstand der Ermittlungen zu-
nächst nicht die Frage der Vertretung durch einen Betreuer 
sein, sondern die Möglichkeit einer Unterstützung, damit die 
behinderte Person ihre rechtliche Handlungsfähigkeit wahr-
nehmen kann.

Dazu wäre zu klären, in welcher Lage sich die betroffene Person 
befindet und wieweit sie selbst fähig ist oder durch geeignete 
Hilfen in die Lage versetzt werden kann, ihre sich daraus er-
gebenden Probleme und Aufgaben zu besorgen. Zu diesen 
Hilfen gehören ebenso Möglichkeiten der Befähigung der Per-
son selbst wie auch aktivierbare Hilfen aus dem persönlichen 
Netzwerk, Sozialleistungen, Unterstützungen aus gesellschaft-
lichem Engagement sowie andere geeignete Dienstleistungen. 
Dies mit den dafür notwendigen fachlichen Kenntnissen und 
Fähigkeiten abzuklären, ist schwieriger und methodisch an-
spruchsvoller als das Referieren von Inhalten vorhandener 
medizinischer Behandlungsunterlagen. Als Ergebnis einer ent-
sprechenden Sozialdiagnostik sollte ein erster Hilfeplan erstellt 
werden. Erst wenn sich dabei ergeben sollte, dass die Realisie-
rung dieses Hilfeplans einer rechtsfürsorgerischen Ergänzung 
bedarf, sollte über eine Betreuung entschieden werden (vgl. 
Crefeld 1990).

Ein wesentliches Hindernis, nicht-ärztliche Professionen als 
Sachverständige für Sozialdiagnostik zu berufen, stellt das Feh-
len normierter Qualifikationsstandards dar. Während Ärzte 
auf der Basis einer Weiterbildungsordnung an fachärztliche 
Qualifikationsnormen gebunden sind, existieren entsprechen-
de Standards für Sachverständige der Sozialdiagnostik nicht. 
Qualifikationsstandards für Sozialgutachter müssen weiterent-
wickelt werden. Ansätze zu einer entsprechenden Professiona-
lisierung bieten die Masterstudiengänge vom Typ »Beratung 
und soziales Recht«, die einige Hochschulen, z. B. in Köln, 
bereits durchführen.

Betreuungsbedürftigkeit: Ein juristischer 
Krankheitsbegriff

Das Betreuungsgericht hat festzustellen, ob bei einem Men-
schen mit Behinderung oder Krankheit Betreuungsbedürf-
tigkeit besteht. Weder diese noch auch eine eventuell einge-
schränkte Fähigkeit zur freien Willensbildung (§ 1896 Abs. 1 a 
BGB) lassen sich aus einer psychiatrischen Krankheitsdiag-
nose ableiten. Die Bedeutung des Tatbestandsmerkmals 
»Krankheit« bzw. »Behinderung« ist im Wesentlichen nur 
darin zu sehen, dass von der betroffenen Person aufgrund 
einer erheblichen gesundheitlichen Schädigung nicht zu er-
warten ist, dass sie durch eigene Willensanstrengungen ihre 
Rechte und Interessen ohne Unterstützung zu vertreten ver-
mag (vgl. Oberloskamp 2004). Eine detaillierte differenzial-
diagnostische Abklärung des Krankheitsbildes ist dazu nicht 
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134 notwendig, da sie keinen wesentlichen Erkenntnisgewinn 
bringt. Demgegenüber erfordert die Abklärung, ob ein Un-
terstützungsbedarf besteht und wie diesem entsprochen wer-
den kann, ein erhebliches Maß an spezifisch dieser Aufgabe 
entsprechender Fachkompetenz.

Anstelle der in die falsche Richtung weisenden Lehre von der 
Zweigliedrigkeit der Voraussetzungen für eine Betreuung er-
scheint es daher sinnvoller, die in der Norm des § 1896 BGB 
genannten fünf Tatbestandsmerkmale (Oberloskamp 2004) 
als einen juristischen Krankheitsbegriff anzusehen. Die Argu-
mentationsfigur juristischer Krankheitsbegriffe, wie sie im 
Strafprozess benutzt wird (das Gericht und nicht der von ihm 
als sachverständigen Berater berufene Sachverständige stellt 
fest, ob der Beschuldigte zur Tatzeit z. B. an einer tiefgreifenden 
Bewusstseinsstörung litt), erweist sich auch in anderen Rechts-
bereichen als nützlich (Marschner 1985). Sie macht evident, 
dass allein das Gericht die Entscheidung zu treffen hat, ob eine 
Krankheit im Sinne der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
besteht. So obliegt die Entscheidung, ob bei einer betroffenen 
Person Betreuungsbedürftigkeit besteht, allein dem Richter 
(Crefeld & Seitz 1999). Doch dann sollte dem Gericht vom 
Gesetzgeber auch wieder die Möglichkeit gegeben sein, solche 
Sachverständige zu berufen, welche die für die zu treffende 
Entscheidung tatsächlich notwendigen Anknüpfungstatsachen 
fachlich-wissenschaftlich kompetent abklären. In dieser Hin-
sicht ist die neue Vorschrift des § 280 Abs. 1 FamFG kein 
überzeugendes Zeugnis für die Weisheit des Gesetzgebers.
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